
 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 

aufgenommen am Donnerstag, 18.1.2024, über die Sitzung (1/2024) 

des Gemeinderates Tiefgraben. 

 

Tagungsort:   Sitzungssaal Gemeindeamt Tiefgraben, Wredeplatz 2, 5310 Tiefgraben 
 

Dittlbacher Johann ÖVP – anwesend 

Pfeffer DI Hans-Peter ÖVP – anwesend 

Steinbichler Alexander ÖVP – entschuldigt fern geblieben 

Lackner Karl ÖVP – anwesend 

Pöllmann Daniel ÖVP – anwesend 

Winkler Christian ÖVP – anwesend 

Ehrschwendtner Hubert ÖVP – anwesend 

Sperr DI Gerhard ÖVP – anwesend 

Schwaighofer Judith ÖVP – entschuldigt fern geblieben 

Taubenberger-Schiwietz Wilma ÖVP – anwesend 

Parhammer Johann ÖVP – anwesend 

Wieneroither August ÖVP – anwesend 

Landauer   Manuel ÖVP – anwesend 

Haider  Marianne FPÖ – entschuldigt fern geblieben 

Stabauer Wolfgang FPÖ – anwesend 

Haider Mag. Harald FPÖ – anwesend 

Maier Johann SPÖ + UM – anwesend 

Putz Andreas SPÖ + UM – entschuldigt fern geblieben 

Machatschek Andreas SPÖ + UM – anwesend 

Widlroither Ing. Michael SPÖ + UM – anwesend 

Buchsteiner Ing.  Margarete Die Grünen – anwesend 

Maletzky  Eva Die Grünen – entschuldigt fern geblieben 

Mayr-Daringer Mag. Susanne Die Grünen – anwesend 

Löberbauer-Purer Mag. Dr. Elisabeth Die Grünen – anwesend 

Schappelwein Ing. Maximilian Neos – entschuldigt fern geblieben 

 

Als Ersatzmitglieder sind anwesend: Matthias Strobl (ÖVP), DI Johannes Pfeffer (beide ÖVP), 

Friedrich Prommegger (FPÖ), Robert Plomberger (SPÖ + UM), Mag. Johann Kogler (Die Grünen) 
 

Anwesende Mitglieder des Gemeinderates: 24 
 

Zuhörer: --- 
 

Beginn:   19.00 Uhr 

 



1/1/2024 

 

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 

a) diese Sitzung innerhalb der gesetzlichen Frist ordnungsgemäß einberufen wurde, 

b) die Verständigung zu dieser Sitzung nachweislich erfolgte, 

c) die Abhaltung der Sitzung an der Amtstafel ordnungsgemäß kundgemacht wurde, 

d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist,  

e) die Verhandlungsschrift der GR-Sitzung vom 14.12.2023 (Nr. 5/2023) während der Sitzung zur 

Einsicht aufliegt und Einwendungen bis Sitzungsschluss eingebracht werden können, 

f) zum Schriftführer VB Hubert Daxner bestellt wird, 

g) die Verhandlungsschrift der heutigen Sitzung von folgenden Parteienvertretern unterfertigt wird:  

ÖVP:           Christian Winkler 

SPÖ + UM:        Johann Maier 

Die GRÜNEN:  Ing. Margarete Buchsteiner 

FPÖ:            Wolfgang Stabauer 

NEOS:         Ing. Maximilian Schappelwein 

 

Tagesordnung 

 

1) FlwPl.-Ä. 3.219 und ÖEK.-Ä 1.23, Versagung der aufsichtsbehördlichen Genehmigung – 

Entscheidung über Erhebung eines Rechtsmittels 

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 20.09.2023 die von der Aufsichtsbehörde mitgeteilten 

Versagungsgründe beantwortet. In Erwiderung dieser Stellungnahme langte nunmehr am 4.1.2024 die 

bescheidmäßige Versagung der aufsichtsbehördlichen Genehmigung ein. Gegen diesen Bescheid der 

Oö. Landesregierung kann binnen vier Wochen nach Zustellung Beschwerde an das Oö. 

Landesverwaltungsgericht erhoben werden. Zuständige Behörde in Fragen der Raumordnung ist der 

Gemeinderat; dieser ist demzufolge auch Adressat des gegenständlichen Bescheides und haben die 

Mitglieder des Gemeinderates als Kollegialorgan über die allfällige Erhebung eines Rechtsmittels zu 

entscheiden und im Falle der beabsichtigten Einbringung einer Beschwerde deren inhaltliche 

Ausgestaltung zu formulieren. 

GR Andreas Machatschek fragt, ob der Widmungswerber – sollte der Gemeinderat die Entscheidung 

des Landes akzeptieren – neuerlich ein Widmungsverfahren anstoßen könne. Das sei möglich, 

antwortet Amtsleiter Mag. Günter Schardl, es müsste dazu ein neuer Antrag gestellt werden. GR Mag. 

Harald Haider ersucht um eine Einschätzung der Erfolgsaussichten, sollte die Gemeinde Rechtsmittel 

erheben; eine diesbezügliche Einschätzung werde er auf keinen Fall abgeben, betont Amtsleiter Mag. 

Günter Schardl. Zu den möglichen Kosten für die Gemeinde sei Folgendes festzuhalten: Die Erhebung 

einer Bescheidbeschwerde an das LVwG Oö.  als solche koste abgesehen von der Eingabegebühr in 

Höhe von derzeit € 30 nichts, sehr wohl aber seien finanzielle Mittel für die Beiziehung eines 

Rechtsanwalts (möglich aber nicht zwingend) bzw. für allfällige Gutachten notwendig. Es genüge nicht 

nur, per Beschluss des Gemeinderates Beschwerde zu erheben, der Gemeinderat als Bescheidadressat 

müsse in der Beschwerde jedenfalls aufzeigen, worin seiner Ansicht nach allfällige (rechtliche oder 

formale) Mängel im von der Oö. Landesregierung erlassenen Bescheid zu sehen seien. 



 

 

Knackpunkt im Verfahren sei die Verkehrsanbindung des Übungsplatzes an den Güterweg, erinnert 

GR DI Gerhard Sperr. Er möchte wissen, ob dieses Problem mit einem neuen Widmungsansuchen aus  

der Welt zu schaffen sei. Bgm. Johann Dittlbacher erwidert, dass im aktuellen Verfahren bereits 

Alternativen wie Tempolimit oder geänderte Fahrbahnführung aufgezeigt worden seien, diese aber 

nichts am ablehnenden Ergebnis im Verkehrsgutachten geändert hätten. „Das Gutachten ist in jeder 

Hinsicht negativ“, stellt GR Ing. Michael Widlroither fest; auch würde er sich nie anmaßen, das 

vorliegende Gutachten in Frage zu stellen. Hoffnung, dass sich auf Grundlage eines neuen Gutachtens 

die Bedenken aus der Welt schaffen ließen, bestehe seiner Meinung nach nicht. 

Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer spricht sich dafür aus, Rechtsmittel einzulegen, eine Chance gebe es 

immer: „Wir wissen nicht, wie es ausgeht.“ GR Hubert Ehrschwendtner sieht die Gemeinde in der 

Pflicht, schließlich habe man zu Beginn des Verfahrens positive Signale ausgesandt und der 

Widmungswerber bislang € 45.000 in das Verfahren gesteckt. Alle Bedenken (Naturschutz, 

Wasserwirtschaft) seien ausgeräumt worden, lediglich die Verkehrsproblematik stehe einem positiven 

Abschluss im Wege. Für GR Christian Winkler ist der Standort perfekt für einen Verkehrsübungsplatz. 

Seiner Meinung nach müssten Argumente gesucht werden, warum dieser Platz für diesen Zweck 

geeignet sei. „Bis jetzt ist immer nur nach Punkten gesucht worden, warum es nicht geht.“ Außerdem 

könne man den Unternehmer nicht im Regen stehen lassen. Für GV Karl Lackner gehen die Argumente 

des Verkehrssachverständigen ins Leere: „Man könnte ein Tempolimit verordnen, außerdem gilt noch 

immer der Grundsatz „Fahren auf Sicht“.“ Auch GR Wolfgang Stabauer will sich die Option auf ein 

neues Gutachten nicht nehmen lassen. Recht haben und Recht bekommen seien zwei Paar Schuhe, so 

Stabauer. 

GV Ing. Margarete Buchsteiner erwidert, der Gutachter handle unabhängig im Sinne der 

Verkehrssicherheit und trage für sein Tun auch die Verantwortung. Der Gemeinderat müsse die 

Interessen abwägen und dürfe nicht nur jene des Antragstellers im Auge haben, sondern aller 

Bürgerinnen und Bürger aus Tiefgraben, die als Verkehrsteilnehmer einer möglichen Gefährdung 

ausgesetzt sind. Ersatz-GR Mag. Johann Kogler sagt, von der ersten Prüfung weg sei klar gewesen, dass 

das Verfahren zum „Rohrkrepierer“ werde, und trotzdem habe man daran festgehalten. Heute gehe es 

aber ohnehin nur darum, mögliche Rechtswidrigkeiten aufzuzeigen. 

GR Mag. Dr. Elisabeth Löberbauer-Purer appelliert an jede einzelne und jeden einzelnen im 

Gemeinderat, sich zu überlegen, ob Geld in ein aussichtsloses Verfahren gesteckt werden solle. GR 

Andreas Machatschek erinnert daran, dass seine Fraktion und jene der Grünen in der 

Septembersitzung des Gemeinderates angeregt hätten, das Thema zu vertagen und neue Planungen 

zum Thema Verkehrsproblematik einholen zu lassen; dieser Vorschlag sei von ÖVP und FPÖ 

abgeschmettert werden. Eine neuerliche Stellungnahme des Landes bekräftige die negativen 

Auswirkungen bei Fahranfängern auf die Verkehrssicherheit, an denen ändere auch das Beisein eines 

Fahrlehrers nichts. Trotz der von der ÖVP ausgesendeten positiven Signale sitze der Widmungswerber 

aktuell auf einem nicht nutzbaren Grundstück. 

Insgesamt, so Machatschek, würden sich Umwidmungsanträge häufen, die trotz Versagungsgründen 

aufgrund der Mehrheitsbeschlüsse von ÖVP und FPÖ immer wieder der Aufsichtsbehörde vorgelegt 

würden. Diese Vorgehensweise werde es künftigen Widmungswerbern nicht leichter machen. 

 



 

 

GR Andreas Machatschek stellt den Gegenantrag, der Gemeinderat möge den Bescheid der Oö. 

Landesregierung vom 3.1.2024 mit dem Geschäftszeichen RO-2021-48139/29-LE zur Kenntnis 

nehmen und kein Rechtsmittel erheben. 

Beschluss: 8 Jastimmen (GV Maier, GR Machatschek, GR Ing. Widlroither, Ersatz-GR Plomberger, GV 

Ing. Buchsteiner, GR Mag. Mayr-Daringer, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, Ersatz-GR Mag. Kogler). 16 

Gegenstimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Ehrschwendtner, GR Pöllmann, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR Parhammer, GR Landauer, 

GR Wieneroither, Ersatz-GR Strobl, Ersatz-GR DI Johannes Pfeffer, GR Stabauer, GR Mag. Haider, Ersatz-

GR Prommegger);  

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Gemeinderat möge gegen den Bescheid der Oö. 

Landesregierung vom 03.01.2024 das Rechtsmittel der Beschwerde erheben und einen Rechtsanwalt 

mit der Einbringung des Rechtsmittels beauftragen. 

Beschluss: 16 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, 

GR Ehrschwendtner, GR Pöllmann, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR Parhammer, GR 

Landauer, GR Wieneroither, Ersatz-GR Strobl, Ersatz-GR DI Johannes Pfeffer, GR Stabauer, GR Mag. 

Haider, Ersatz-GR Prommegger); 8 Gegenstimmen (GV Maier, GR Machatschek, GR Ing. Widlroither, 

Ersatz-GR Plomberger, GV Ing. Buchsteiner, GR Mag. Mayr-Daringer, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, 

Ersatz-GR Mag. Kogler). 

 

2) Allfälliges 

Keine Wortmeldung 

 

3) Genehmigung der Verhandlungsschrift vom 14.12.2023 

Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene 

Verhandlungsschrift vom 14.12.2023 (5/2023) keine Einwendung eingebracht wurde und erklärt sie 

für genehmigt 

 

Ende:   19.43 Uhr 

  

Der Bürgermeister:                   Der Schriftführer: 

 

 

 

(Johann Dittlbacher)                  (VB Hubert Daxner) 

 

Die noch nicht genehmigte Verhandlungsschrift wurde an die Fraktionsobleute am ________________ 

abgeschickt. 

Die gegenständliche Verhandlungsschrift wurde in der Sitzung am _______________ ohne Einwendungen 

genehmigt. 



 

 

 

Protokollfertiger:  

 

ÖVP:  

 

 
SPÖ+UM:   

 

 
Die GRÜNEN: 

 

 
FPÖ:   

 

 
NEOS:  


